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Die Bevollmächtigten 

 

SEINER MAJESTÄT DES KÖNIGS DER BELGIER, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK BULGARIEN, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER TSCHECHISCHEN REPUBLIK, 

 

IHRER MAJESTÄT DER KÖNIGIN VON DÄNEMARK, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK ESTLAND, 

 

DER PRÄSIDENTIN IRLANDS, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER HELLENISCHEN REPUBLIK, 

 

SEINER MAJESTÄT DES KÖNIGS VON SPANIEN, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER ITALIENISCHEN REPUBLIK, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK ZYPERN, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK LETTLAND, 
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DER PRÄSIDENTIN DER REPUBLIK LITAUEN, 

 

SEINER KÖNIGLICHEN HOHEIT DES GROSSHERZOGS VON LUXEMBURG, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK UNGARN, 

 

DES PRÄSIDENTEN MALTAS, 

 

IHRER MAJESTÄT DER KÖNIGIN DER NIEDERLANDE, 

 

DES BUNDESPRÄSIDENTEN DER REPUBLIK ÖSTERREICH, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK POLEN, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER PORTUGIESISCHEN REPUBLIK, 

 

DES PRÄSIDENTEN RUMÄNIENS, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK SLOWENIEN, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER SLOWAKISCHEN REPUBLIK, 

 

DER PRÄSIDENTIN DER REPUBLIK FINNLAND, 
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DER REGIERUNG DES KÖNIGREICHS SCHWEDEN, 

 

IHRER MAJESTÄT DER KÖNIGIN DES VEREINIGTEN KÖNIGREICHS 

GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND, 

 

Vertragsparteien des Vertrags über die Europäische Union und des Vertrags über die Arbeitsweise 

der Europäischen Union, nachstehend "Mitgliedstaaten" genannt,  

 

und DER EUROPÄISCHEN UNION, nachstehend "Union" oder "EU" genannt, 

 

 einerseits und 

 

die Bevollmächtigten 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK ANGOLA, 

 

IHRER MAJESTÄT DER KÖNIGIN VON ANTIGUA UND BARBUDA, 

 

DES STAATSOBERHAUPTS DES COMMONWEALTH DER BAHAMAS, 

 

DES STAATSOBERHAUPTS VON BARBADOS, 

 

IHRER MAJESTÄT DER KÖNIGIN VON BELIZE, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK BENIN, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK BOTSUANA, 

 

DES PRÄSIDENTEN VON BURKINA FASO, 
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DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK BURUNDI, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK KAMERUN, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK KAP VERDE, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER ZENTRALAFRIKANISCHEN REPUBLIK, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER UNION DER KOMOREN, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER DEMOKRATISCHEN REPUBLIK KONGO, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK KONGO, 

 

DER REGIERUNG DER COOKINSELN, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK CÔTE D'IVOIRE, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK DSCHIBUTI, 

 

DER REGIERUNG DES COMMONWEALTH DOMINICA, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER DOMINIKANISCHEN REPUBLIK, 
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DES PRÄSIDENTEN DES STAATES ERITREA, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER DEMOKRATISCHEN BUNDESREPUBLIK ÄTHIOPIEN, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK FIDSCHI-INSELN, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER GABUNISCHEN REPUBLIK, 

 

DES PRÄSIDENTEN UND DES STAATSOBERHAUPTS DER REPUBLIK GAMBIA, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK GHANA, 

 

IHRER MAJESTÄT DER KÖNIGIN VON GRENADA, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK GUINEA, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK GUINEA-BISSAU, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER KOOPERATIVEN REPUBLIK GUYANA, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK HAITI, 

 

DES STAATSOBERHAUPTS VON JAMAIKA, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK KENIA, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK KIRIBATI, 

 

SEINER MAJESTÄT DES KÖNIGS DES KÖNIGREICHS LESOTHO, 
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DER PRÄSIDENTIN DER REPUBLIK LIBERIA, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK MADAGASKAR, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK MALAWI, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK MALI, 

 

DER REGIERUNG DER REPUBLIK MARSHALLINSELN, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER ISLAMISCHEN REPUBLIK MAURETANIEN, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK MAURITIUS, 

 

DER REGIERUNG DER FÖDERIERTEN STAATEN VON MIKRONESIEN, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK MOSAMBIK, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK NAMIBIA, 

 

DER REGIERUNG DER REPUBLIK NAURU, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK NIGER, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER BUNDESREPUBLIK NIGERIA, 

 

DER REGIERUNG VON NIUE, 

 

DER REGIERUNG DER REPUBLIK PALAU, 
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IHRER MAJESTÄT DER KÖNIGIN DES UNABHÄNGIGEN STAATES PAPUA-

NEUGUINEA, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK RUANDA, 

 

IHRER MAJESTÄT DER KÖNIGIN VON ST. KITTS UND NEVIS, 

 

IHRER MAJESTÄT DER KÖNIGIN VON ST. LUCIA, 

 

IHRER MAJESTÄT DER KÖNIGIN VON ST. VINCENT UND DEN GRENADINEN, 

 

DES STAATSOBERHAUPTS DES UNABHÄNGIGEN STAATES SAMOA, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER DEMOKRATISCHEN REPUBLIK SÃO TOMÉ UND PRÍNCIPE, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK SENEGAL, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK SEYCHELLEN, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK SIERRA LEONE, 

 

IHRER MAJESTÄT DER KÖNIGIN DER SALOMONEN, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK SÜDAFRIKA, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK SURINAME, 

 

SEINER MAJESTÄT DES KÖNIGS DES KÖNIGREICHS SWASILAND, 
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DES PRÄSIDENTEN DER VEREINIGTEN REPUBLIK TANSANIA, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK TSCHAD, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER DEMOKRATISCHEN REPUBLIK TIMOR-LESTE, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK TOGO, 

 

SEINER MAJESTÄT DES KÖNIGS VON TONGA, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK TRINIDAD UND TOBAGO, 

 

IHRER MAJESTÄT DER KÖNIGIN VON TUVALU, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK UGANDA, 

 

DER REGIERUNG DER REPUBLIK VANUATU, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK SAMBIA, 

 

DER REGIERUNG DER REPUBLIK SIMBABWE, 

 

deren Staaten nachstehend als "AKP-Staaten" bezeichnet werden, 

 

 andererseits, 
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die in Ouagadougou am zweiundzwanzigsten Juni des Jahres zweitausendundzehn zur Unterzeich-

nung des Abkommens zur zweiten Änderung des Partnerschaftsabkommens zwischen den Mitglie-

dern der Gruppe der Staaten in Afrika, im Karibischen Raum und im Pazifischen Ozean einerseits 

und der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten andererseits, unterzeichnet in 

Cotonou am 23. Juni 2000 und erstmals geändert in Luxemburg am 25. Juni 2005 zusammen-

getreten sind,  

 

haben bei Unterzeichnung dieses Abkommens folgende dieser Schlussakte beigefügte Erklärungen 

angenommen: 

 

Erklärung I: Gemeinsame Erklärung zur Unterstützung des Marktzugangs im Rahmen 

der AKP-EG-Partnerschaft 

 

Erklärung II: Gemeinsame Erklärung zu Migration und Entwicklung (Artikel 13) 

 

Erklärung III: Erklärung der Europäischen Union über die institutionellen Änderungen 

infolge des Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon 

 

und stimmen des weiteren überein, dass die folgenden bestehende Erklärungen infolge der 

Streichung des Annex V obsolet geworden sind: 
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Erklärung XXII:  Gemeinsame Erklärung zu den in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a des 

Anhangs V genannten landwirtschaftlichen Erzeugnissen 

 

Erklärung XXIII: Gemeinsame Erklärung zum Marktzugang im Rahmen der AKP-EG-

Partnerschaft 

 

Erklärung XXIV: Gemeinsame Erklärung zu Reis 

 

Erklärung XXV: Gemeinsame Erklärung zu Rum 

 

Erklärung XXVI: Gemeinsame Erklärung zu Rindfleisch 

 

Erklärung XXVII: Gemeinsame Erklärung zur Regelung des Zugangs zu den Märkten der 

französischen überseeischen Departements für die unter Artikel 1 Absatz 2 

des Anhangs V fallenden Ursprungswaren der AKP-Staaten 

 

Erklärung XXIX: Gemeinsame Erklärung zu den unter die gemeinsame Agrarpolitik fallenden 

Erzeugnissen 

 

Erklärung XXX: Erklärung der AKP-Staaten zu Artikel 1 des Anhangs V 

 

Erklärung XXXI: Erklärung der Gemeinschaft zu Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe a des 

Anhangs V 

 

Erklärung XXXII: Gemeinsame Erklärung zum Diskriminierungsverbot 
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Erklärung XXXIII: Erklärung der Gemeinschaft zu Artikel 8 Absatz 3 des Anhangs V 

 

Erklärung XXXIV: Gemeinsame Erklärung zu Artikel 12 des Anhangs V 

 

Erklärung XXXV: Gemeinsame Erklärung zu Protokoll Nr. 1 des Anhangs V 

 

Erklärung XXXVI: Gemeinsame Erklärung zu Protokoll Nr. 1 des Anhangs V 

 

Erklärung XXXVII: Gemeinsame Erklärung zu Protokoll Nr. 1 zu Anhang V zum Ursprung von 

Fischereierzeugnissen 

 

Erklärung XXXVIII: Erklärung der Gemeinschaft zu Protokoll Nr. 1 zu Anhang V zur Ausdeh-

nung des Küstenmeeres 

 

Erklärung XXXIX: Erklärung der AKP-Staaten zu Protokoll Nr. 1 zu Anhang V zum Ursprung 

von Fischereierzeugnissen 

 

Erklärung XL: Gemeinsame Erklärung zur Anwendung der Werttoleranzregel im 

Thunfischsektor 
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Erklärung XLI: Gemeinsame Erklärung zu Artikel 6 Absatz 11 des Protokolls Nr. 1 zu 

Anhang V 

 

Erklärung XLII: Gemeinsame Erklärung zu den Ursprungsregeln: Kumulierung mit 

Südafrika 

 

Erklärung XLIII: Gemeinsame Erklärung zu Anhang II des Protokolls Nr. 1 zu Anhang V 

 

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten Bevollmächtigten ihre Unterschriften unter 

dieses Abkommen gesetzt. 
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ERKLÄRUNG I 

 

 

GEMEINSAME ERKLÄRUNG  

ZUR UNTERSTÜTZUNG DES MARKTZUGANG  

IM RAHMEN DER AKP-EG-PARTNERSCHAFT 

 

Die Vertragsparteien erkennen den hohen Wert des präferenziellen Marktzugangs für die AKP-

Volkswirtschaften und insbesondere für den Grundstoffsektor und andere agroindustrielle Sektoren 

an, die von entscheidender Bedeutung für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung der AKP-

Staaten sind und einen erheblichen Beitrag zu Beschäftigung, Ausfuhrerlösen und Staatseinnahmen 

leisten.  

 

Die Vertragsparteien erkennen an, dass einige Sektoren mit Unterstützung der EU einen Transfor-

mationsprozess durchlaufen, der darauf abzielt, die Wettbewerbsfähigkeit der betreffenden AKP-

Ausführer auf dem EU-Markt und den internationalen Märkten u. a. durch die Entwicklung von 

Marken- und anderen höherwertigen Produkten zu steigern.  

 

Sie erkennen zudem an, dass dort, wo eine größere Handelsliberalisierung möglicherweise zu tiefer 

greifenden Veränderungen der Marktzugangsbedingungen für AKP-Erzeuger führt, eine zusätzliche 

Unterstützung erforderlich sein könnte. Zu diesem Zweck kommen sie überein, alle Maßnahmen zu 

prüfen, die zur Wahrung der Wettbewerbsposition der AKP-Staaten auf dem EU-Markt notwendig 

sind. Die Prüfung könnte sich u.a. auf Ursprungsregeln, tier- und pflanzengesundheitliche Maßnah-

men sowie die Durchführung spezifischer Maßnahmen zur Überwindung angebotsseitiger Engpässe 

in den AKP-Staaten erstrecken. Ziel wird es sein, den AKP-Staaten Möglichkeiten zu bieten, ihre 

vorhandenen und potenziellen komparativen Vorteile auf dem EU-Markt zu nutzen.  
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Werden Hilfsprogramme ausgearbeitet und Ressourcen bereitgestellt, so kommen die Vertragspar-

teien überein, in regelmäßigen Abständen Evaluierungen vorzunehmen, um die Fortschritte und 

Ergebnisse zu bewerten und über die Durchführung geeigneter zusätzlicher Maßnahmen zu 

entscheiden.  

 

Der Paritätische Ministerausschuss für Handelsfragen verfolgt die Umsetzung dieser Erklärung, 

erstattet dem Ministerrat Bericht und legt diesem Empfehlungen vor. 
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ERKLÄRUNG II 

 

 

GEMEINSAME ERKLÄRUNG  

ZU MIGRATION UND ENTWICKLUNG (ARTIKEL 13) 

 

Die Vertragsparteien kommen überein, ihren Dialog und ihre Zusammenarbeit im Bereich der 

Migration zu stärken und zu vertiefen und dabei auf den folgenden drei Komponenten eines umfas-

senden und ausgewogenen Ansatzes in der Frage der Migration aufzubauen: 

 

1. Migration und Entwicklung, einschließlich Fragen im Zusammenhang mit Diaspora-Gemein-

schaften, der Abwanderung von Fachkräften und Migrantenüberweisungen;  

 

2. legale Migration, einschließlich Zulassungsverfahren und Mobilität von Fachkräften und 

Dienstleistungen; und 

 

3. illegale Migration, einschließlich Menschenschmuggel und –handel, Grenzmanagement und 

Rückübernahme. 

 

Unbeschadet des derzeit geltenden Artikels 13 verpflichten sich die Vertragsparteien, die Einzelhei-

ten dieser verstärkten Zusammenarbeit im Migrationsbereich auszuarbeiten.  

 

Sie kommen ferner überein, auf den rechtzeitigen Abschluss dieses Dialogs hinzuarbeiten und dem 

AKP-EG-Ministerrat auf seiner nächsten Tagung über die erzielten Fortschritte Bericht zu erstatten. 
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ERKLÄRUNG III 

 

 

ERKLÄRUNG DER EUROPÄISCHEN UNION  

ÜBER DIE INSTITUTIONELLEN ÄNDERUNGEN 

NFOLGE DES INKRAFTTRETENS DES VERTRAGS VON LISSABON 

 

Infolge des Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon am 1. Dezember 2009 ist die Europäische 

Union an die Stelle der Europäischen Gemeinschaft getreten und deren Rechtsnachfolgerin gewor-

den; von diesem Zeitpunkt an übt sie alle Rechte der Europäischen Gemeinschaft aus und über-

nimmt all ihre Verpflichtungen. Daher sind alle Bezugnahmen auf "die Europäische Gemeinschaft" 

im Wortlaut des Abkommens, soweit angemessen, als Bezugnahmen auf "die Europäische Union" 

zu lesen. 

 

Die Europäische Union wird den AKP-Staaten einen Briefwechsel vorschlagen, um das Abkommen 

mit den institutionellen Änderungen der Europäischen Union infolge des Inkrafttretens des Vertrags 

von Lissabon in Übereinstimmung zu bringen. 

 

 

 

________________________ 
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